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Lesen Sie in dieser Ausgabe:

→ �Recht aktuell 
– �Neue Möglichkeiten zur Änderung der Dauer der Amtszeit von Mitgliedern gewählter Organe

→ �Steuern aktuell�
– �Umsatzsteuerliche Beurteilung von Sachspenden
– Eine neue Rechtsprechung zu Managementleistungen
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→ Recht aktuell

Neue Möglichkeiten zur Änderung der Dauer der 
Amtszeit von Mitgliedern gewählter Organe 

von Petra Budíková, Šimon Med
Rödl & Partner Prag

Zum Zeitpunkt der Wahl der Mitglieder des ge­
wählten Organs einer Aktiengesellschaft sah die 

Satzung eine Amtszeit 
von fünf Jahren für 
die jeweiligen Mitglie­
der vor. Einige Mona­
te später wurde eine 
neue Satzung verab­
schiedet, nach der die 

Amtszeit der Mitglieder unbefristet sein sollte. Ei­
nige Jahre später wurde eine weitere Satzung ver­
abschiedet, die für diese Mitglieder eine Amtszeit 
von zehn Jahren vorsah.
	 Der Fall wurde vor dem Registergericht 
und dem Berufungsgericht verhandelt. Das letzte 
Wort hatte das Oberste Gericht der Tschechischen 
Republik, das zu den folgenden Schlussfolgerun­

gen gelangte: Bei einer 
Satzungsänderung ist 
eine Änderung der je­
weiligen Satzung, die 
in einer Verlängerung 
oder Verkürzung der 
Amtszeit der Mitglieder 
besteht, grundsätzlich 
gegenüber den beste­
henden und künftigen 

Mitgliedern zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die 
Hauptversammlung sie beschließt, es sei denn, 
ein Beschluss der Hauptversammlung, das Gesetz 
oder die Satzung sehen etwas anderes vor. 
	 Das Oberste Gericht argumentiert ins­
besondere, dass die Hauptversammlung (von ihr 
gewählte) Mitglieder jederzeit, auch ohne Angabe 
von Gründen, von ihrem Amt abberufen kann. Hier­
durch kann die Amtszeit der zu diesem Zeitpunkt 
amtierenden Mitglieder verkürzt werden. Eine Ver­
kürzung der Amtszeit darf jedoch nicht rückwir­
kend (retroaktiv) zur Beendigung des Amtes eines 
Mitglieds führen, sondern frühestens mit Wirkung 

ab dem Tag der Satzungsänderung. Wird hingegen 
die Amtszeit eines Mitglieds durch eine Satzungs­
änderung verlängert, so wird die bei der Wahl er­
teilte Zustimmung des Mitglieds überschritten (es 
wird davon ausgegangen, dass die Zustimmung zur 
Wahl für die Amtszeit nach der zum Zeitpunkt der 
Wahl geltenden Satzung erteilt wurde). Damit die 
Verlängerung der Amtszeit für das Mitglied wirk­
sam wird, muss es ihr daher in gleicher Weise zu­
stimmen, als wenn es wiedergewählt worden wäre. 
Ein Mitglied kann seine Zustimmung auch still­
schweigend (konkludent) erteilen.
	 Das Oberste Gericht der Tschechischen 
Republik hat sich auch mit der Frage befasst, ob 
eine Bestimmung in der Satzung, die eine unbe­
fristete Amtszeit der Mitglieder vorsieht, zulässig 
ist. Das Oberste Gericht ist zu dem Schluss gekom­
men, dass die gesetzliche Regelung der Dauer der 
Amtszeit der Mitglieder dispositiv ist, d.h. dass da­
von abgewichen werden kann, und es sieht daher 
keinen Grund, warum es nicht möglich sein sollte, 
in der Satzung festzulegen, dass die Amtszeit der 
Mitglieder der gewählten Organe unbefristet ist. 
	 Wenn Sie von der vorstehenden Frage 
betroffen sind und weitere Informationen wün­
schen, wenden Sie sich bitte vertrauensvoll an 
uns.

Kontakt für weitere Informationen

Im Mai 2023 erließ das Oberste Gericht der Tschechischen Republik zwei interessante 
Urteile (Aktenzeichen 27 Cdo 1915/2012 und 27 Cdo 2554/2022) zur Frage der Amts­
dauer von Mitgliedern gewählter Organe einer Aktiengesellschaft. Worum ging es kon­
kret?

Verkürzung oder 
Verlängerung der 
laufenden Amtszeit durch 
Satzungsänderung. Was sagt 
das Oberste Gericht dazu?

Unbefristete Amtszeit der 
Mitglieder der Organe einer 
Aktiengesellschaft

JUDr. Petra Budíková, LL.M.
advokátka
(Rechtsanwältin CZ)
Associate Partner 
T +420 236 163 730 
petra.budikova@roedl.com
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Das Entgelt kann bei 
Spenden nahe Null liegen
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→ Steuern aktuell

Umsatzsteuerliche Beurteilung von Sachspenden

von Michael Pleva, Johana Imbr
Rödl & Partner Prag

Im Schreiben der Generalfinanzdirektion werden 
vor allem Fälle beurteilt, in denen Unternehmer Ge­
genstände für die eigene berufliche oder gewerb­
liche Tätigkeit (z. B. zum Weiterverkauf) erwerben 
und die Vorsteuer abziehen, da sie die gesetzlichen 
Voraussetzungen für den Vorsteuerabzug erfüllen, 

erworbene Gegenstände 
jedoch anschließend aus 
verschiedenen Gründen 
spenden. Im Schreiben 
werden hingegen die Fäl­
le beurteilt, in denen Ge­
genstände für Schenkun­
gen erworben werden, da 

die Unternehmer in diesen Fällen nicht zum Vor­
steuerabzug berechtigt sind und die Schenkungen 
solcher Gegenstände bei Unternehmern zu keinen 
weiteren umsatzsteuerlichen Auswirkungen füh­
ren. Das Schreiben der Generalfinanzdirektion 
ersetzt das Schreiben über die umsatzsteuerliche 
Beurteilung von Sachspenden an Lebensmittel­
banken aus dem Jahr 2014. 
	B ei der Schenkung von Gegenständen, 
für die ein Vorsteuerabzug vorgenommen werden 

konnte, sind die Unternehmer verpflichtet, die Um­
satzsteuer zu bezahlen. Es stellt sich jedoch die 
Frage, welches Entgelt umsatzsteuerpflichtig ist. 
Zur Ermittlung des Entgeltes unterscheidet das 
Schreiben der Generalfinanzdirektion zwischen 
entgeltlich erworbenen und anders erworbenen 
Gegenständen.
	B ei entgeltlich erworbenen Gegenstän­
den entspricht das Entgelt dem aktuellen Buch­
wert zzgl. der nachträglichen Anschaffungskosten 
und abz. Abschreibungen. Als Richtwert kann der 
Marktpreis von Gegenständen zum Schenkungs­
zeitpunkt herangezogen werden. Übersteigt dieses 
Entgelt das Entgelt, zu dem die Gegenstände er­
worben wurden, gelten als Entgelt die ursprüngli­
chen Anschaffungskosten. 
	 Das Entgelt für anders erworbene Ge­
genstände wird nach dem Preis gleichartiger Ge­
genstände zum Schenkungszeitpunkt ermittelt. 
Werden die Gegenstände auf dem Markt nur spo­
radisch verkauft, entspricht das Entgelt den ange­
fallenen Aufwendungen.
	E s ist jedoch zu betonen, dass der Wert 
einiger Arten von Gegenständen zum Schenkungs­
zeitpunkt nahe Null liegen oder sehr niedrig sein 
kann. Dies betrifft vor allem beschädigte oder ver­
derbliche Waren. Dabei handelt es sich in der Re­

Anfang August 2023 hat die Generalfinanzdirektion ein neues Schreiben über unent­
geltliche Lieferungen durch Unternehmer erlassen. Das Schreiben betrifft vor allem 
gemeinnützige Tätigkeit von Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und Freiberuf­
lern, die Schlussfolgerungen sind jedoch allgemein gültig und können auf alle anderen 
Sachspenden angewendet werden.
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Ing. Michael Pleva
daňový poradce
(Steuerberater CZ)
Associate Partner 
T +420 236 163 232
michael.pleva@roedl.com

Ing. Johana Imbr 
daňová poradkyně
(Steuerberaterin CZ)
Senior Associate 
T +420 236 163 249
johana.imbr@roedl.com

Kontakt für weitere Informationen
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→ Steuern aktuell

Eine neue Rechtsprechung zu Managementleistungen

von Petr Tomeš
Rödl & Partner Prag

Diese Entscheidung enthält zwei interessante 
Schlussfolgerungen. 
	 Das Oberste Verwaltungsgericht hat das 
Argument der Gesellschaft bezüglich des berech­
tigten Vertrauens auf eine einheitliche Beurteilung 
der Management Fee durch die Finanzverwaltung 
abgewiesen. Das Finanzamt hat ähnliche Manage­
mentleistungen bereits vor mehreren Jahren beur­
teilt, damals jedoch nur die Rechnungen für diese 
Leistungen geprüft und die Management Fee als 
abziehbaren Aufwand qualifiziert. 
	 Da sich die Prüfung konzerninterner 
Dienstleistungen durch Finanzbehörden im Lau­
fe der Jahre erheblich änderte, ersuchte das Fi­
nanzamt bei der neulichen Prüfung um wesentlich 
mehrere Unterlagen für geprüfte Managementleis­
tungen. 
	 Das Finanzamt beurteilte diese Unter­
lagen als wenig transparent und das Entgelt für 

geprüfte Managementleistungen als nicht abzieh­
baren Aufwand. Das Oberste Verwaltungsgericht 
rechtfertigte die aktuelle Entscheidung des Fi­
nanzamtes durch den unterschiedlichen Umfang 
von geprüften Unterlagen. An dieser Stelle ist zu 
betonen, dass abweichende Entscheidungen von 
Finanzbehörden in letzter Zeit leider sehr oft sind.
	 Die zweite Entscheidung betrifft die 
Aufwendungen, die bei Leistungen eines auslän­
dischen Geschäftsführers der Gesellschaft ange­
fallen sind und in der vom Konzernanbieter be­
rechneten Management Fee einbezogen waren. 
Nach Ansicht des Finanzamtes und des Obersten 
Verwaltungsgerichtes wurden keine Management­
leistungen erbracht, sondern dem Geschäftsführer 
der Gesellschaft (nach einem entgeltlichen Ge­
schäftsführervertrag) sollten Geschäftsführerbe­
züge gewährt werden. Aus diesem Grund wurden 
die Aufwendungen für die vom Geschäftsführer er­
brachten Leistungen als nicht abziehbar beurteilt. 
In diesem Zusammenhang empfehlen wir Ihnen, die 
Vergütung von ausländischen Geschäftsführern 

gel um Lebensmittel, deren Verfallsdatum bald ab­
läuft, Drogeriewaren mit beschädigter Verpackung 
oder Arzneimittel. Bei solchen Gegenständen 
müssen bei der Ermittlung des Entgeltes alle rele­
vanten Umstände – Verkäuflichkeit oder Zustand 
- berücksichtigt werden. Wird von Unternehmern 
ein Entgelt ermittelt, das deutlich unter dem übli­

chen Preis oder dem Marktpreis oder nahe bei null 
liegt, muss dieses Entgelt wirtschaftlich vertretbar 
sein. Da die Unternehmer vom Finanzamt ersucht 
werden können, Umstände zu erläutern, die sie zur 
Ermittlung eines niedrigen Entgeltes veranlasst 
haben, empfehlen wir Ihnen, alle erforderlichen 
Beweismittel zu beschaffen.

Nach sehr kurzer Zeit hat das Oberste Verwaltungsgericht erneut über den Abzug der 
Management Fee entschieden. Das Oberste Verwaltungsgericht hat auch bei dieser 
Entscheidung die Auffassung des Finanzamtes vertreten und die Argumentation der 
geprüften Gesellschaft abgewiesen, indem es die Management Fee in voller Höhe als 
nicht abziehbaren Aufwand beurteilt hat.
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sorgfältig zu prüfen. Es sollten nicht nur der Abzug 
von Aufwendungen bei der Gesellschaft, sondern 
auch die Einkommensteuer und die Beitragspflicht 
bei den Geschäftsführern geprüft werden.

Kontakt für weitere Informationen

Ing. Petr Tomeš 
daňový poradce
(Steuerberater CZ)
Associate Partner 
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